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Optimismus allein
reicht nicht

Z iemlich viele Zs hat
die SPD-Spitze ver-
sammelt: Zusam-

men, Zuversicht und Zu-
kunft – dieser Dreiklang
soll den Sozialdemokra-
ten Mut machen im
Dauertief ihrer Partei. Sie
können es brauchen.
Wenn der Trend der vergangenen

Jahre sich ähnlich fortsetzt, wird es
nicht mehr lange dauern, bis die äl-
teste Partei Deutschlands, die vier
Bundeskanzler gestellt hat, zur Un-
bedeutsamkeit zerkrümelt. Nach
rund 160 Jahren wäre das eine eige-
ne Art der Zeitenwende. Ratlosig-
keit und Frust sind in der Partei
wahrzunehmen, aber, da haben die
Parteichefs Bärbel Bas und Lars
Klingbeil recht: Damit kommt man
auchnichtweiter, es löst sich sowe-
der Partei- noch Wirtschaftskrise.
Die SPD-Spitze hat nun Schwer-

punkte festgelegt. Die selbstbe-
wusste Außenpolitik ist dabei kein
Alleinstellungsmerkmal, von der

Entscheidend für die Zukunft der SPDwird die
Sozialreformdebatte der Koalition

Der soziale Ausgleich
habe damals gefehlt, ana-
lysiert die Parteiführung.
Nun plant die Koalition
Reformen von Renten-,
Kranken- und Pflegever-
sicherung an, deren Fi-
nanzierung wegen der al-
ternden Bevölkerung im-

mer mehr in Schieflage gerät.
Dass manche Vorschläge der

Union, wie die Einschränkung des
Rechts auf Teilzeit, dabei unüber-
legt und überspitzt formuliert sind,
kommt der SPD entgegen. Sie kann
vor einer „Abrissbirne“ warnen und
gleichzeitig sicher sein, dass sie den
Kampf gegendiese Forderungenge-
winnendürfte–weil sie selbst inder
Union keine Mehrheiten finden.
Statt weiter abzuwarten, positio-

niert sichdieSPDinderDebattenun
mit konkreten Vorschlägen. Das
Motto ist: Wer mehr hat, soll mehr
zahlen zur Finanzierung des Ge-
meinwesens – von Verkehrsinfra-
struktur bis Sozialversicherungen.
AufKapitalerträgeundMieteinnah-
menwill die SPD daher Beiträge zur
Kranken- und Pflegeversicherung
erheben. Wer viele Millionen oder
Milliarden erbt, soll mehr Erb-
schaftssteuer, Topverdiener mehr
Einkommenssteuer zahlen.
Die SPD rückt so eines ihrer zent-

ralen Motive in den Vordergrund,
bei demsie lautUmfragen somassiv
an Glaubwürdigkeit verloren hat:
den Kampf für Gerechtigkeit. Rich-
tig daran ist, sich mal aus der De-
ckung zu trauen. Wie gerecht die
Vorschläge tatsächlich sind, wie
realistisch der Protest von Union
und Wirtschaft, die dadurch den
Standort Deutschland und die Kon-
junktur gefährdet sehen, lässt sich
noch nicht absehen. Dafür sind die
Vorschläge zu unscharf.
VomVerlaufderReformdebatte in

diesem Jahr wird es maßgeblich ab-
hängen, ob es der SPD gelingt, ihre
Glaubwürdigkeit zurückzugewin-
nen. Auf die Parteichefs, die gleich-
zeitig die Koalition zusammenzu-
halten und die SPD in Schwung
bringen müssen, kommt da noch
weit mehr zu als Grundsatzreden.
Sie glaube an ein besseres Mor-

gen, sagt Bas. Klingbeil fordert Zu-
versicht. Entschlossenheit und Op-
timismus kann motivieren. Ausrei-
chend ist es nicht.

LEITARTIKEL

Union ist ähnliches zu hören. Nach
den heftigen Debatten über die Uk-
rainepolitik hat sich Vizekanzler
Klingbeil allerdings nochmal abge-
sichert: Die Unterstützung des von
Russland angegriffenen Landes –
auch militärisch – ist durch einen
weiteren Parteibeschluss gedeckt.
Interessant ist, wie die SPD-Spit-

ze versucht zu verhindern, dass die
Debatte um die geplanten Sozialre-
formen aus demRuder läuft. Die Er-
fahrung mit der Agenda 2010 soll
sich nicht wiederholen: Die Refor-
men im Sozialbereich von Bundes-
kanzler Gerhard Schröder (SPD),
unter anderembeiArbeitslosengeld
und Kündigungsschutz, brachten
zwar nach Ansicht von Experten die
Wirtschaft in Schwung. Für die Par-
tei allerdings waren sie ein Schlag,
von dem sie sich bis heute nicht er-
holt hat. Es profitierte die Linkspar-
tei,mit demfrüherenSPD-Chef und
Schröder-Konkurrenten Oskar La-
fontaine.

Trumps Fristen-Verschleiß

Und schon wieder
gibt es eine neue
Frist:DieUS-Regie-

rung will laut Aussagen
des ukrainischen Präsi-
denten Wolodymyr Se-
lenskyj, dass sich Russ-
land und die Ukraine bis
JuniaufeinKriegsendeei-
nigen.Daswäre jamalwas–das En-
de des fürchterlichen Grauens rück-
te zumindest in Aussicht. Doch wie
viel lässt sich darauf geben, was US-
Präsident Donald Trumpwill?
Zur Erinnerung: Vor seiner zwei-

tenAmtseinführungerklärteTrump

DerUS-Präsident bleibt unzuverlässig – EU gefordert

mehrfach, er könne den Krieg in der
Ukraine binnen 24 Stunden been-
den. Späterwar dann von 100Tagen
die Rede. Es folgte massiver Druck
auf die Ukraine, dann wieder Druck
auf Russland. Mal sah es so aus, als
stellten die USA ihre Unterstützung
für das angegriffene Land vollstän-
dig ein, dann sendete Trump doch

KOMMENTAR

wieder Signale, die in Ki-
ew für etwas Hoffnung
sorgten. Diesem Präsi-
denten istnichtzutrauen.
Das gilt für viele Bereiche
der Weltpolitik, ganz be-
sonders aber für dessen
Rolle bei der Beendigung
des russischen Angriffs-

kriegs gegen die Ukraine.
Wenn sich Vertreter Russlands

und der Ukraine nun in den USA zu
Gesprächen treffen, ist das zwar ein
gutes Zeichen. Doch das darf nicht
darüber hinwegtäuschen, dass der
Kreml kein Interesse anFriedenhat.
DieseTatsachebeweist ermit jedem
Angriff auf zivile Ziele in der Ukrai-
ne auf ein Neues. Erst am Wochen-
endebombardierteRusslandwieder
die ukrainische Energieinfrastruk-
tur.
Was der Ukraine helfen würde?

EchterDruckderUSA.DaaufTrump
kein Verlass ist, bleibt Europa ge-
fragt. Die Unterstützung der Ukrai-
ne darf nicht schwinden. Und der
Druck der EU auf Russland und des-
sen Verbündete darf auf keinen Fall
nachlassen, er muss eher noch in-
tensiviert werden. Denn ein Diktat-
frieden, der die Ukraine zur Selbst-
aufgabe zwingt, kannweder bis Juni
noch danach eine Option sein.

Trump-Alarm für die Demokratie

S o bizarr und zunehmend
verstörend die Zustände in
den USA unter Donald

Trump sind–wir sollten sie nicht
vorschnell auf die westeuropäi-
schenGesellschaftenübertragen,
zumal es hier noch erhebliche
Gegenwehr gegen „amerikani-
sche Verhältnisse“ gibt, wie auch
große Interessenkonflikte, etwa
in der Wirtschaftspolitik oder bei
der Regulierung der Kommunika-
tionstechnologien. Andererseits
stimmtes schon:Trumpzeigt uns
gerade eine mögliche Zukunft
auf, in die uns die Populisten
hierzulande ebenfalls bewegen
könnten – mit der Missachtung
demokratischer Ergebnisse,
rechtsstaatlicher Verfahren und
individueller Ansprüche auf
nicht-konforme Lebensstile. Ins-
gesamt ist es also kein Alarmis-
mus, die demokratische Regie-
rungsform für so bedroht zu hal-
ten wie lange nicht mehr.

Krise der Mehrheitsdemokratie
Tatsächlich gibt es Kritiker, die
die zunehmende Unbeweglich-
keit westlicher Verfassungsstaa-
ten für regressive Tendenzen ver-
antwortlich machen. Sie sehen
die Gründe für den Aufstieg von
Populismus-Unternehmern à la
Trump vor allem in der Einhe-
gung mehrheitsdemokratischer
Entscheidungen durch oberste
Gerichte und konstatieren das
„Zurückschlagen“ breiter Mehr-
heiten gegen einen „Wildwuchs“
an individuellen Rechtsansprü-
chen und gegen die Zumutungen
gesellschaftlicher Toleranz.

Die Agenda desUS-Präsidenten zeigt eine Zukunft auf, in die uns Populisten
hierzulande ebenfalls bewegen könnten –Was ist dagegen zu unternehmen?

Richtig daran ist, dass der Spiel-
raum für mehrheitsdemokrati-
schesUmsteuern insbesondere in
der Wirtschaftspolitik heute ins-
gesamt enger ist als im vorigen
Jahrhundert. Die richterliche
Kontrolle von Gesetzgebung und
Regierungshandeln festigt die
bestehenden Verhältnisse zu-
sätzlich - auf nationaler wie auf
EU-Ebene.
Aber auch dort, wo das nicht

der Fall ist, wie etwa in der gegen-
wärtigen Debatte um eine Re-
form der Erbschaftsteuer, finden
systemverändernde Ideen keine
Mehrheit und werden aussor-
tiert, bevor eine verfassungs-
rechtliche Diskussion überhaupt
beginnen kann. Gleichzeitig se-
hen wir in Ländern wie Ungarn,

GASTBEITRAG

Polen und den USA aber auch,
dass sich massive autoritäre
Richtungsentscheidungen von
obersten Gerichten nicht zuver-
lässig aufhalten lassen.
Ich denke, dass die Verfas-

sungsgerichtsbarkeit weder eine
Ursache für den Erfolg autoritär-
plebiszitärer Bewegungen noch
ein bleibendesBollwerk gegen sie
ist, sondern mittelfristig neutral
gegenüber dem Aufstieg autori-
tärer Parteien und populistischer
Führer.
Wir sollten uns aber insgesamt

gegen den Versuch wehren, den
Rückbau individueller Rechte,
die Ausschaltung rechtsstaatli-
cher Mechanismen und die Be-
schädigung demokratischer Ver-
fahren voneinander zu trennen
oder sie gar gegeneinander auf-
zurechnen. Es ist ja kein Zufall,
dass Donald Trumps Agenda sich
gleichzeitig gegen die Integrität
von Wahlen und die Neutralität
des Beamtenstabs richtet, Ge-
richtsurteile ignoriert und die
Entrechtung der Schwächsten
vorantreibt.

Sinn der Brandmauer
In der Politikwissenschaft gibt es
kaum jemanden, der die „Brand-
mauer“ gegen die AfD für eine
großartige Idee hält. Sie trägt da-
zu bei, dass sich die demokrati-
schen Parteien kaum noch trenn-
scharf voneinander absetzen
können, weil sie aufgrund der
Stimmenzuwächse der AfD zu
Koalitionen mit mehreren Part-
nern gezwungen sein werden. Es
gibt auch kaum jemanden in der
Politikwissenschaft, der die Fra-
ge nach der Brandmauer unab-
hängig sieht von der Frage, ob sie
der AfD letztlich nützt oder scha-
det.
Dennoch: Auch weit unterhalb

von Koalitionen ist die Zusam-
menarbeit mit gefestigten
Rechtsextremen–undvondenen
gibt es eine Menge in der AfD –
ein Bruchmit einem verbreiteten
Verständnis, von dem sich demo-
kratische Politikerinnen und
Politiker in der Praxis kaum tren-
nen werden: dass Demokratie
sich nicht rückschrittlich – wie-
der hin zu Nationalismus, Intole-
ranz und Fremdenfeindlichkeit –
entwickeln soll. Neue Fehler
kann man machen, und kein Sys-
tem versichert uns dagegen, Feh-

ler zu machen. Aber niemand
kann uns dazu zwingen, alte Feh-
ler zu wiederholen.

Debatte über Parteiverbot
Die Abwehr autoritärer Strömun-
gen sollte ausmeiner Sicht unter-
halb der Instrumente des Partei-
verbots ansetzen. Ich bin nicht
der Ansicht, dass die laufenden
Prüfverfahren unsinnig sind,
dass ein AfD-Verbotsverfahren
aus Angst vor einem unsicheren
Ausgang nicht betrieben werden

sollte oder dass ein Verbot ange-
sichts der breiten Unterstützung
für die AfD nicht mehr zuverläs-
sig von Justiz und Polizei umge-
setzt werden würde.
Wir sollten aber akzeptieren,

dass Wählerinnen und Wähler
ihren disruptiven Protest oder
den Wunsch nach radikaler Ver-
änderung in der Wahlkabine aus-
drücken. Das Wahlvolk seiner-
seits muss akzeptieren, dass de-
mokratische Institutionen einen
Umsturz der Verfassungsord-
nung verhindern oder zumindest
nicht öffentlich fördern wollen.
Daher scheint mir die finan-

zielle Gleichbehandlung von Par-
teien widersinnig, die der Verfas-
sungsschutz gerichtsfest als ext-
remistischeVerdachtsfälle obser-
viert. Gleiches gilt für die steuer-
finanzierte Beschäftigung von
Kadern aus dem rechtsextremen
Milieu als wissenschaftliche Mit-
arbeiter im Bundestag oder für
die Kandidaturen von Politikern,
die wegen ihrer Verwendung von
NS-Parolen vorbestraft sind.
Solange die öffentliche Diskus-

sion vomParteiverbot beherrscht
wird, scheinen die Energien ge-
bremst, andere politische und
rechtsstaatliche Strategien zu
verfolgen.

Demokratie in der Krise –
Welche Demokratie?
Professor Peter Niesen spricht in
einem Vortrag in Köln über tatsächli-
che und vermeintliche Bedrohungen
der Demokratie sowie über ihre Ver-
teidigung.
Dienstag, 10. Februar, 19 Uhr in der
Karl-Rahner-Akademie, Jabachstraße
4-8, 50676 Köln. Eintritt 14 Euro (er-
mäßigt 7 Euro).
Anmeldung Telefon 0221 801078-0
oder online:
www.karl-rahner-akademie.de
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Aufgesessen und los geht's! Heiko Sakurai

MAILAND Eine prächtige Eröff-
nungsfeier mit zwei olympischen
Feuern und vier Pisten, wie bei den
großen Shows von einst. DieOlympi-
schen Spiele 2024 in Paris hatten den
großenMut,diegesamteLichterstadt
einschließlich der Seine als unver-
gleichliche Kulisse zu wählen. Auch
hier gab es keine Angst davor, Groß-
städte und Alpengebiete, Sport und
Geschichte, Pop und Traditionmitei-
nander zu verbinden.

Olympiamit Feier
voller Glanz und
Glamour eröffnet

PRESSESCHAU

AMSTERDAM Das Mailänder San-Si-
ro-Stadionwar am Freitagabend zwar
nicht komplett ausverkauft, doch mit
67.000 Zuschauern auf über 70.000
Plätzen zog die Eröffnungsfeier der
Olympischen Spiele dennoch zahlrei-
che Besucher an. Unter den wachsa-
menAugenzahlreicherWürdenträger,
darunter US-Vizepräsident JD Vance
undKönigWillem-Alexander,wurden
die Spiele mit einem Abend voller
Tanz,MusikundFeuerwerk eröffnet.

OSLOAlsdasPublikumerkannte,wer
es war, brach Jubel aus. Der amerika-
nischePopstarMariahCareysangsich
in die Herzen des San Siro, jenes ge-
waltigenFußballstadions,dessenTri-
bünensteil indenBodenabfallen.Für
die Amerikaner auf den VIP-Rängen
sah es deutlich schlimmer aus. Dies-
mal wurde das olympische Chaos
nichtvonautokratischenPräsidenten
ausRusslandundChinaoderScheichs
von der Arabischen Halbinsel verur-
sacht. Es war US-Vizepräsident J.D.
Vance,dervorderEröffnungsfeierder
Olympischen Spiele für Schlagzeilen
und Empörung sorgte.

LONDON JD Vance wird ausgebuht,
die Spiele starten feurig. Im Mittel-
punktstandenGlanzundGlamour im
SanSiromitAuftrittenvonMariahCa-
reyundAndreaBocelli–dochdiepoli-
tischen Auseinandersetzungen lie-
ßen sich nicht ausblenden, auch das
israelische Teamwurde ausgebuht.

WIENDiesehistorischeEröffnungsfei-
er – die erste in der Geschichte der
OlympischenWinterspiele, die gleich-
zeitig an mehreren Orten stattfand –
warwunderschönundeinvollerErfolg.
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PETERNIESEN
ist Professor für Politikwissenschaft

mit demSchwerpunkt Politische Theorie
an derUniversität Hamburg.

Im Jahr 2023 erschien imNomos-Verlag
der von ihmherausgegebeneBand „Zur
Diagnose demokratischer Regression“
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